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Entwurf eines Gesetzes 

zu dem Zusatzabkommen vom 28. September 1989 zur Änderung des Abkommens vom 
21. Juli 1959 zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Französischen Republik 
zur Vermeidung der Doppelbesteuerungen und über gegenseitige Amts> und Rechtshilfe 
auf dem Gebiete der Steuern vom Einkommen und vom Vermögen sowie der Gewerbe- 
steuern und der Grundsteuern in der Fassung des Revisionsprotokolis vom 9. Juni 1969 


A. Zielsetzung 

Mit Frankreich besteht ein Abkommen zur Vermeidung der Doppel- 
besteuerung und über gegenseitige Amts- und Rechtshilfe vom 
21. Juli 1959, zuletzt geändert durch das Revisionsprotokoll vom 
9. Juni 1969. Das Abkommen entspricht in einigen wichtigen Punkten 
nicht mehr dem gegenwärtigen Stand der deutsch-französischen Wirt- 
schaftsbeziehungen und dem Steuerrecht beider Staaten. So ent- 
spricht die bei der Besteuerung der sog. Grenzgänger zu beachtende 
Grenzzone von 20 km beiderseits der Grenze nicht mehr den heutigen 
Gegebenheiten und ist daher an die veränderten Verhältnisse anzu- 
passen. Gewinnausschüttungen deutscher Tochtergesellschaften an 
ihre französischen Muttergesellschaften unterliegen der deutschen 
Kapitalertragsteuer in Höhe von 25 v. H. Dieser Satz ist im Hinblick auf 
die Änderung des Körperschaftsteuertarifs durch das Steuerreform- 
gesetz 1990 nicht mehr als angemessen anzusehen. Aus wirtschafts- 
und steuerpolitischen Gründen ist daher eine Herabsetzung geboten. 

B. Lösung 

Das Zusatzabkommen vom 28. September 1 989 bringt die erforder- 
lichen Anpassungen, indem es die Grenzzone erweitert. Bei der 
Dividendenbesteuerung wird der Satz der deutschen Kapitalertrag- 
steuer bei Ausschüttungen deutscher Tochtergesellschaften an ihre 
französischen Muttergesellschaften ab 1. Januar 1990 auf 10 und ab 
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1. Januar 1992 auf 5 v. H. gesenkt. Mit dem vorliegenden Vertrags- 
gesetz soll das Zusatzabkommen die für die Notifikation erforderliche 
Zustimmung der gesetzgebenden Körperschaften erlangen. 

C. Alternativen 

Keine 

D. Kosten 

Das Zusatzabkommen führt bei der Einkommensteuer (Lohnsteuer) 
ab 1990 zu jährlichen Mindereinnahmen von ca. 15 Mio. DM, bei der 
Körperschaftsteuer (Kapitalertragsteuer) zu Mindereinnahmen von 
jeweils 45 Mio. DM in den Jahren 1990 und 1991 und von jährlich 
65 M o. DM ab 1992. 
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Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

121 (43) - 521 04 - Do 74/90 Bonn, den 28. Februar 1990 


An den 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende Ich den von der Bundesregierung beschlossenen Entwurf 
eines Gesetzes zu dem Zusatzabkommen vom 28. September 1989 zur 
Änderung des Abkommens vom 21. Juli 1959 zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und der Französischen Republik zur Vermeidung der Doppel- 
besteuerungen und über gegenseitige Amts- und Rechtshilfe auf dem Gebiete 
der Steuern vom Einkommen und vom Vermögen sowie der Gewerbesteuern 
und der Grundsteuern In der Fassung des Revisionsprotokolls vom 9. Juni 
1 969 mit Begründung, Anlage und Vorblatt. 

Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend Ist der Bundesminister der Finanzen. 

Der Bundesrat hat In seiner 609. Sitzung am 16. Februar 1990 gemäß Arti- 
kel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen den Gesetzentwurf 
keine Einwendungen zu erheben. 


Kohl 




Deutscher Bundestag -11. Wahlperiode 


Drucksache 11/6533 


Anlage 


Entwurf 

Gesetz 

zu dem Zusatzabkommen vom 28.. September 1989 
zur Änderung des Abkommens vom 21. Juli 1959 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Französischen Republik 
zur Vermeidung der Doppelbesteuerungen 
und über gegenseitige Amts- und Rechtshilfe 
auf dem Gebiete der Steuern vom Einkommen und vom Vermögen 
sowie der Gewerbesteuern und der Grundsteuern 
in der Fassung des Revisionsprotokolls vom 9. Juni 1969 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates 
das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Dem in Bonn am 28. September 1989 Unterzeichneten 
Zusatzabkommen zwischen der Regierung der Bundesre- 
publik Deutschland und der Regierung der Französischen 
Republik zur Änderung des Abkommens vom 21 . Juli 1 959 
zur Vermeidung der Doppelbesteuerungen und über 
gegenseitige Amts- und Rechtshilfe auf dem Gebiete der 
Steuern vom Einkommen und vom Vermögen sowie der 
Gewerbesteuern und der Grundsteuern (BGBl. 1961 II S. 
397) in der durch das Revisionsprotokoll vom 9. Juni 1 969 
geänderten Fassung (BGBl. 1970 11 S. 717) wird zuge- 
stimmt. Das Zusatzabkommen wird nachstehend veröf- 
fentlicht. 

Artikel 2 

Soweit das Zusatzabkommen aufgrund seines Artikels 
10 Abs. 3 für die Zeit vor seinem Inkrafttreten anzuwenden 
ist, sind bereits ergangene Steuerfestsetzungen zu ändern 
oder aufzuheben. Steuerfestsetzungen sowie ihre Aufhe- 


Begründung zum Vertragsgesetz 
Zu Artikel 1 

Auf das Zusatzabkommen findet Artikel 59 Abs. 2 Satz 1 
des Grundgesetzes Anwendung, da es sich auf Gegen- 
stände der Bundesgesetzgebung bezieht. 

Die Zustimmung des Bundesrates ist nach Artikel 105 Abs. 
3 des Grundgesetzes erforderlich, da das Aufkommen aus 
den vom Zusatzabkommen betroffenen Steuern gemäß 
Artikel 106 des Grundgesetzes ganz oder zum Teil den 
Ländern oder den Gemeinden zusteht. 

Zu Artikel 2 

Das Zusatzabkommen wird nach seinem Artikel 10 Abs. 3 
ab 1. Januar 1990 anzuwenden sein. Durch Artikel 2 ist 


bung und Änderung sind insoweit auch zulässig, wenn die 
Festsetzungsfrist abgelaufen ist; dies gilt nur bis zum 
Ablauf des vierten Kalenderjahrs, das auf das Kalender- 
jahr folgt, in dem das Zusatzabkommen in Kraft getreten 
ist. Soweit sich bis zum Zeitpunkt des Inkrafttretens des 
Zusatzabkommens unter Berücksichtigung der jeweiligen 
Besteuerung in der Bundesrepublik Deutschland und in 
Frankreich insgesamt eine höhere Belastung ergibt, als sie 
nach den Rechtsvorschriften vor Inkrafttreten des Zusatz- 
abkommens bestand, wird der Steuermehrbetrag nicht 
festgesetzt. 

Artikel 3 

Dieses Gesetz gilt auch im Land Berlin, sofern das Land 
Berlin die Anwendung dieses Gesetzes feststellt. 

Artikel 4 

(1 ) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkündung 
in Kraft. 

(2) Der Tag, an dem das Zusatzabkommen nach seinem 
Artikel 10 Abs. 1 in Kraft tritt, ist im Bundesgesetzblatt 
bekanntzugeben. 


sichergestellt, daß die Anwendung des Zusatzabkommens 
ab 1 . Januar 1 990 weder durch bereits ergangene Steuer- 
festsetzungen noch durch uen Ablauf von Verjährungsfri- 
sten eingeschränkt ist. 

Soweit sich durch die rückwirkende Anwendung des 
Zusatzabkommens in besonders gelagerten Einzelfällen 
eine höhere Gesamtbelastung an deutschen und französi- 
schen Steuern ergeben sollte als nach dem bisherigen 
Rechtszustand, schließt Satz 3 des Artikels eine rückwir- 
kende Verschlechterung für den Steuerpflichtigen aus. Die 
Regelung besagt, daß in solchen Fällen eine etwaige 
deutsche Mehrsteuer nur festgesetzt wird, soweit ihr eine 
Entlastung an französischen Steuern gegenübersteht. 
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Zu Artikel 3 

Das Zusatzabkommen soll auch auf das Land Berlin 
Anwendung finden; das Gesetz enthält daher die übliche 
Berlin-Klausel. 

Zu Artikel 4 

Die Bestimmung des Absatzes 1 entspricht dem Erforder- 
nis des Artikels 82 Abs. 2 des Grundgesetzes. 

Nach Absatz 2 ist der Zeitpunkt, in dem das Zusatzabkom- 
men nach seinem Artikel 10 Abs. 2 in Kraft tritt, im Bundes- 
gesetzblatt bekanntzugeben. 


Schlußbemerkung 

Durch das Zusatzabkommen verzichtet die Bundesrepu- 
blik Deutschland zur Beseitigung der Doppelbesteuerung 
auf Steuern, die dem Bund, den Ländern oder den 
Gemeinden zustehen. Bei der Einkommensteuer (Lohn- 
steuer) sind ab 1990 Mindereinnahmen in Höhe von jähr- 
lich ca. 1 5 Mio. DM zu erwarten. Die Mindereinnahmen an 
Körperschaftsteuer (Kapitalertragsteuer) belaufen sich für 
die Jahre 1990 und 1991 auf jeweils ca. 45 Mio. DM und ab 
1992 auf jährlich ca. 65 Mio. DM. 

Auswirkungen des Zusatzabkommens auf Einzelpreise 
und das Preisniveau, insbesondere das Verbraucherpreis- 
niveau, sind nicht zu erwarten. 
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Zusatzabkommen 

zum Abkommen vom 21 . Juli 1 959 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Französischen Republik 
zur Vermeidung der Doppelbesteuerungen 
und über gegenseitige Amts- und Rechtshilfe 
auf dem Gebiete der Steuern vom Einkommen und vom Vermögen 
sowie der Gewerbesteuer und der Grundsteuern 
in der Fassung des Revisionsprotokolis vom 9. Juni 1969 

Avenant ä la Convention 
entre la Republique föderale d’Allemagne 
et la Republique frangaise 
en vue d’eviter les doubles impositions 
et d’etablir des regles d’assistance administrative 
et juridique reciproque en matiere d’impöts sur le revenu et sur la fortune, 
ainsi qu’en matiere de contributions des patentes 
et de contributions foncieres, du 21 juillet 1959, 
modifiee par l’Avenant du 9 juin 1969 


Die Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
und 

die Regierung der Französischen Republik - 

in dem Wunsch, das Abkommen vom 21 . Juli 1 959 zwischen 
der Bundesrepublik Deutschland und der Französischen Republik 
zur Vermeidung der Doppelbesteuerungen und über gegenseitige 
Amts- und Rechtshilfe auf dem Gebiete der Steuern vom Einkom- 
men und vom Vermögen sowie der Gewerbesteuer und der 
Grundsteuer in der Fassung des Revisionsprotokolls vom 9. Juni 
1 969, im folgenden als „Abkommen“ bezeichnet, zu ändern - 

haben folgendes vereinbart: 

Artikel 1 

In Artikel 1 Absatz 2 Nummer 1 Buchstabe g des Abkommens 
werden die Worte „l’lmpöt spöcial sur la plus-value de röövalua- 
tion provenant des emprunts (Sondersteuer vom Mehrwert von 
Anleihen)" gestrichen und durch folgende Worte ersetzt: 

„l’impöt de solldaritö sur la fortune (Solidaritätsteuer vom Ver- 
mögen)“. 

Artikel 2 

1 . Artikel 9 Absätze 4, 5 und 6 des Abkommens werden aufgeho- 
ben und durch folgende Bestimmungen ersetzt: 

„(4) Dividenden, die eine in Frankreich ansässige Kapital- 
gesellschaft an eine in der Bundesrepublik ansässige Kapital- 
gesellschaft zahlt, der mindestens 10 vom Hundert des 
Gesellschaftskapitals der erstgenannten Gesellschaft gehö- 
ren, können abweichend von den Absätzen 2 und 3 in Frank- 
reich nicht besteuert werden. Diese Dividenden berechtigen 
nicht zu einer Steuergutschrift. Die bei der Zahlung dieser 
Dividenden gegebenenfalls erhobene Vorsteuer (präcompte) 
wird der in der Bundesrepublik ansässigen Gesellschaft 
erstattet. 

(5) Werden die Dividenden von einer in der Bundesrepublik 
ansässigen Kapitalgesellschaft an eine in Frankreich ansäs- 
sige Kapitalgesellschaft gezahlt, der mindestens 1 0 vom Hun- 


Le Gouvernement de la Räpublique föderale d’Allemagne 
et 

le Gouvernement de la Räpublique frangaise, 

däsireux de modifier la Convention entre la Räpublique föderale 
d’Allemagne et la Räpublique frangaise en vue d’eviter les dou- 
bles impositions et d’etablir des regles d’assistance administrative 
et juridique räciproque en matiere d’impöts sur le revenu et sur la 
fortune, ainsi qu’en matiöre de contributions des patentes et de 
contributions foncieres, du 21 juillet 1959, modifiöe par l’Avenant 
du 9 juin 1969, ci-apres dänommöe «la Convention», 

sont convenus des dispositions suivantes: 

Article 1 

Au paragraphe (2) 1 . g) de l’article premier de la Convention, 
les mots «L’impot special sur la plus-value de röövaluation prove- 
nant des emprunts» sont supprimes et remplacös par les mots 
suivants: 

«L’impöt de solidaritö sur la fortune». 

Article 2 

1 . Les paragraphes (4), (5) et (6) de l’article 9 de la Convention 
sont abrogös et remplaces par les dispositions suivantes: 

«(4) Par derogation aux paragraphes (2) et (3), les divi- 
dendes payös par une societö de capitaux qui est un resident 
de France a une sociötö de capitaux qui est un resident de la 
Röpublique föderale et qui dötient au moins 1 0 % du Capital 
social de la premiere societe ne peuvent pas etre imposes en 
France. Ces dividendes n’ouvrent pas droit ä un avoir fiscal. 
Le pröcompte eventuellement prelevö lors du versement de 
ces dividendes est remboursö ä cette sociöte de la Röpubli- 
que föderale. 

(5) Par derogation au paragraphe' (2), lorsque les divi 
dendes sont payös par une sociötö de capitaux qui est un 
resident de la Republique föderale ä une sociötö de capitaux 
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dert des Kapitals der erstgenannten Gesellschaft gehören, so 
darf abweichend von Absatz 2 die in der Bundesrepublik im 
Abzugsweg (an der Quelle) erhobene Steuer nicht überstei- 
gen: 

- 10 vom Hundert des Bruttobetrags der ab 1. Januar 1990 
bis 31. Dezember 1991 gezahlten Dividenden; 

- 5 vom Hundert des Bruttobetrags der ab 1. Januar 1992 
gezahlten Dividenden. 

(6) Der in diesem Artikel verwendete Ausdruck „Dividen- 
den“ bedeutet Einkünfte aus Aktien, Genußrechten oder 
Genußscheinen, Kuxen, Gründeranteilen oder anderen Rech- 
ten - ausgenommen Forderungen - mit Gewinnbeteiligung. 
Ungeachtet der anderen Bestimmungen dieses Abkommens 
gelten für die Zwecke der Absätze 2 bis 5 auch die folgenden 
Einkünfte als Dividenden: 

a) Einkünfte, die nach dem Steuerrecht des Vertragsstaats, 
in dem die ausschüttende Gesellschaft ansässig ist, wie 
Ausschüttungen behandelt werden; und 

b) in der Bundesrepublik Deutschland 

Einkünfte eines stillen Gesellschafters aus seiner Beteili- 
gung als stiller Gesellschafter, 

Einkünfte aus partiarischen Darlehen oder Gewinnobliga- 
tionen und ähnliche gewinnabhängige Vergütungen sowie 
Ausschüttungen auf Anteilscheine an einem Investment- 
vermögen.“ 

2. Artikel 9 des Abkommens wird wie folgt ergänzt: 

„(9) Die unter Absatz 6 fallenden Einkünfte aus Rechten oder 
Anteilen mit Gewinnbeteiligung (einschließlich der Genuß- 
rechte oder Genußscheine und im Fall der Bundesrepublik der 
Einkünfte eines stillen Gesellschafters aus seiner Beteiligung 
als stiller Gesellschafter und der Einkünfte aus partiarischen 
Darlehen und Gewinnobligationen), die bei der Ermittlung des 
Gewinns des Schuldners abzugsfähig sind, können in dem 
Vertragsstaat, aus dem sie stammen, nach dem Recht dieses 
Staates besteuert werden.“ 

Artikel 3 

1 . Artikel 1 3 Absätze 4 und 5 des Abkommens werden aufgeho- 
ben und durch folgende Bestimmungen ersetzt: 

„(4) Ungeachtet des Absatzes 1 können Vergütungen, die 
eine in einem Vertragsstaat ansässige Person für eine im 
anderen Vertragsstaat ausgeübte unselbständige Arbeit 
bezieht, nur im erstgenannten Staat besteuert werden, wenn 

1. der Empfänger sich im anderen Staat insgesamt nicht 
länger als 183 Tage während des betreffenden Steuer- 
jahrs aufhält und 

2. die Vergütungen von einem Arbeitgeber oder für einen 
Arbeitgeber gezahlt werden, der nicht im anderen Staat 
ansässig ist, und 

3. die Vergütungen nicht von einer Betriebsstätte oder einer 
festen Einrichtung getragen werden, die der Arbeitgeber 
im anderen Staat hat. 

(5) a) Abweichend von den Absätzen 1, 3 und 4 können 
Einkünfte aus nichtselbständiger Arbeit von Personen, die im 
Grenzgebiet eines Vertragsstaats arbeiten und ihre ständige 
Wohnstätte, zu der sie in der Regel jeden Tag zurückkehren, 
im Grenzgebiet des anderen Vertragsstaats haben, nur in 
diesem anderen Staat besteuert werden; 

b) das Grenzgebiet jedes Vertragsstaats umfaßt die 
Gemeinden, deren Gebiet ganz oder teilweise höchstens 
20 km von der Grenze entfernt liegt; 

c) die Regelung nach Buchstabe a gilt auch für alle 
Personen, die ihre ständige Wohnstätte in den französischen 
Grenzdepartements haben und in deutschen Gemeinden 


qui est un resident de France et qui dätient au moins 10 % du 
Capital de la premiere sociätä, l’impöt prälevä ä la source dans 
la Räpublique fädärale ne peut excäder: 

- 10 % du montant brut des dividendes mis en paiement ä 
compter du 1" janvier 1990 jusqu’au 31 däcembre 1991; 

- 5 % du montant brut des dividendes mis en paiement ä 
compter du 1®^ janvier 1992. 

(6) Le terme «dividendes» employe dans le präsent article 
däsigne les revenus provenant d’actions, actions ou droits de 
jouissance, parts de mine, parts de fondateur ou autres parts 
bänäficiaires ä l’exception des cräances. Nonobstant toute 
autre disposition de la präsente Convention, sont ägalement 
considäräs comme dividendes aux fins des paragraphes (2) 
ä(5) 

a) les revenus soumis au rägime des distributions par la 
lägislation fiscale de TEtat contractant dont la sociätä 
distributrice est un räsident; et 

b) en Räpublique fädärale: 

les revenus qu’un «stiller Gesellschafter» tire de sa partici- 
pation comme tel, 

les revenus provenant de «partiarische Darlehen», de 
«Gewinnobligationen» et les rämunärations similaires 
liäes aux bänäfices ainsi que les distributions affärentes ä 
des parts dans un fonds d’investissement.» 

2. L’article 9 de la Convention est complätä comme suit: 

«(9) Les revenus visäs au paragraphe (6), provenant de 
droits ou parts bänäficiaires participant aux bänäfices (y com- 
pris les actions ou droits de jouissance et, dans te cas de la 
Räpublique fädärale d'Allemagne, les revenus qu’un «stiller 
Gesellschafter» tire de sa participation comme tel, ou d’un 
«partiarisches Darlehen» et de «Gewinnobligationen»), qui 
sont däductibles pour la dätermination des bänäfices du däbi- 
teur sont imposables dans l’Etat contractant d’oü ils provien- 
nent, selon la lägislation de cet Etat.» 

Article 3 

1 . Les paragraphes (4) et (5) de l’article 1 3 de la Convention sont 
abrogäs et remplacäs par les dispositions suivantes: 

«(4) Nonobstant les dispositions du paragraphe (1), les 
rämunärations qu’un räsident d’un Etat contractant regoit au 
titre d’un emploi salariä exercä dans l’autre Etat contractant ne 
sont imposables que dans le premier Etat si: 

1. le bänäficiaire säjoume dans l’autre Etat pendant une 
päriode ou des päriodes n’excädant pas au total 183 jours 
au cours de l’annäe fiscale considäräe, et 

2. les rämunärations sont payäes par un employeur ou pour 
le compte d’un employeur qui n’est pas un räsident de 
r autre Etat, et 

3. la Charge des rämunärations n’est pas supportäe par un 
ätablissement stable ou une installation permanente que 
l’employeur a dans l’autre Etat. 

(5) a) Par därogation aux paragraphes (1), (3) et (4), les 
revenus provenant du travail däpendant de personnes qui 
travaillent dans la zone frontaliere d’un Etat contractant et qui 
ont teur foyer d’habitation permanent dans la zone frontaliäre 
de l’autre Etat contractant oü elles rentrent normalement 
chaque jour ne sont imposables que dans cet autre Etat; 

b) la zone frontaliäre de chaque Etat contractant com- 
prend les communes dont tout ou partie du territoire est situä ä 
une distance de la frontiäre n’excädant pas 20 km; 

c) le rägime prävu au a) est ägalement applicable ä 
l’ensemble des personnes qui ont leur foyer d’habitation per- 
manent dans les däpartements frangais limitrophes de la 
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arbeiten, deren Gebiet ganz oder teilweise höchstens 30 km 
von der Grenze entfernt liegt.“ 

2. Artikel 1 3 Absatz 6 des Abkommens wird Absatz 8; es werden 
zwei neue Absätze 6 und 7 eingefügt, die folgenden Wortlaut 
haben: 

„(6) Ungeachtet der Absätze 1 bis 4 können Vergütungen, 
die ein in einem Vertragsstaat ansässiger Arbeitnehmer auf 
Grund einer unselbständigen Arbeit erhält, die er im anderen 
Vertragsstaat im Rahmen eines Vertrags mit einem Arbeitneh- 
merverleiher ausübt, im anderen Staat besteuert werden. 
Diese Vergütungen können auch in dem Staat besteuert wer- 
den, in dem der Arbeitnehmer ansässig ist. Die Vertragsstaa- 
ten können die Zahlung der auf diese Vergütungen entfallen- 
den Steuer nach Maßgabe ihres innerstaatlichen Rechts vom 
Verleiher oder vom Entleiher verlangen oder sie dafür haftbar 
machen. 

(7) Im Sinne dieses Artikels umfaßt der Ausdruck „unselb- 
ständige Arbeit“ insbesondere die In einer der Körperschaft- 
steuer unterliegenden Gesellschaft ausgeübten Leitungs- und 
Geschäftsführungsaufgaben. “ 

Artikel 4 

Artikel 19 des Abkommens wird aufgehoben und durch fol- 
gende Bestimmungen ersetzt: 

„Artikel 19 

(1 ) Unbewegliches Vermögen im Sinne des Artikels 3, das einer 
in einem Vertragsstaat ansässigen Person gehört und im anderen 
Vertragsstaat liegt, kann im anderen Staat besteuert werden. 

(2) Aktien oder Anteile an einer Gesellschaft oder einer juristi- 
schen Person, deren Betriebsvermögen im wesentlichen aus 
unbeweglichem Vermögen, das in einem der Vertragsstaaten 
liegt, oder aus Rechten an diesem Vermögen besteht, können in 
dem Vertragsstaat besteuert werden, in dem das unbewegliche 
Vermögen liegt. Für die Zwecke dieser Bestimmung bleibt das 
unbewegliche Vermögen außer Betracht, das von der Gesell- 
schaft oder der juristischen Person für ihren eigenen gewerb- 
lichen oder landwirtschaftlichen Betrieb oder zur Ausübung einer 
nichtgewerblichen Tätigkeit eingesetzt wird. 

(3) Bewegliches Vermögen, das Betriebsvermögen einer 
Betriebsstätte ist, die ein Unternehmen eines Vertragsstaats im 
anderen Vertragsstaat hat, oder das zu einer ständigen Einrich- 
tung gehört, die einer in einem Vertragsstaat ansässigen Person 
für die Ausübung einer selbständigen Arbeit im anderen Vertrags- 
staat zur Verfügung steht, kann Im anderen Staat besteuert 
werden. 

(4) Seeschiffe und Luftfahrzeuge, die im internationalen Ver- 
kehr betrieben werden, und Schiffe, die der Binnenschiffahrt 
dienen, sowie bewegliches Vermögen, das dem Betrieb dieser 
Schiffe und Luftfahrzeuge dient, können nur in dem Vertragsstaat 
besteuert werden, in dem sich der Ort der tatsächlichen 
Geschäftsleitung des Unternehmens befindet. 

(5) Alle anderen Vermögensteile einer in einem Vertragsstaat 
ansässigen Person können nur in diesem Staat besteuert werden. 

(6) Ungeachtet der vorstehenden Absätze wird im Fall einer in 
Frankreich ansässigen natürlichen Person, welche die deutsche 
Staatsangehörigkeit besitzt, ohne die französische Staatsangehö- 
rigkeit zu besitzen, bei der Veranlagung zur Solidaritätsteuer vom 
Vermögen, das außerhalb Frankreichs gelegene Vermögen, das 
ihr am 1 . Januar jedes der fünf Kalenderjahre gehört, die auf das 
Jahr folgen, in dem sie in Frankreich ansässig geworden ist, nicht 
In die Steuerbemessungsgrundlage für jedes dieser fünf Jahre 
einbezogen. 

Verliert die Person für mindestens drei Jahre die Eigenschaft 
einer in Frankreich ansässigen Person und wird sie darauf erneut 
In Frankreich ansässig, so wird das außerhalb Frankreichs gele- 
gene Vermögen, das ihr am 1 . Januar jedes der fünf Kalender- 


frontiäre et qui travaillent dans les communes allemandes 
dont tout ou Partie du territoire est situä ä une distance de la 
frontiere n’excädant pas 30 km.» 

2. Le paragraphe (6) de Tarticle 1 3 de la Convention devient le 
paragraphe (8) et il est crää deux nouveaux paragraphes (6) 
et (7) ainsi rädigäs: 

«(6) Nonobstant les dispositions des paragraphes (1) ä (4), 
les rämunärations qu’un salariä resident d’un Etat contractant 
regoit au titre d’un emploi salarie exercä dans l’autre Etat 
contractant dans le cadre d’un contrat qu’il a conclu avec un 
professionnel du travail intärimaire sont imposables dans cet 
autre Etat. Ces rämunerations sont aussi imposables dans 
l’Etat dont le salariä est un räsident. Selon leur droit interne, 
les Etats contractants peuvent exiger du loueur ou du preneur 
le paiement de l’lmpöt applicable ä ces rämunärations ou les 
en tenir responsables. 

(7) Au sens du präsent article, Texpression «travail däpen- 
dant» inclut notamment les fonctions de direction ou de 
gärance exercees dans une socläte soumlse ä Timpöt sur les 
sociätäs.» 

Article 4 

L’article 19 de la Convention est abrogä et remplace par les 
dispositions suivantes: 

«Article 19 

(1) La fortune constituäe par des biens immobiliers visäs ä 
l’article 3 que possäde un resident d’un Etat contractant et qui 
sont situäs dans l’ autre Etat contractant est imposable dans cet 
autre Etat. 

(2) La fortune constituäe par des actions ou des parts dans une 
societä ou une personne morale dont l’actif est principalement 
constituä d’immeubles situäs dans un des Etats contractants ou 
de droits portant sur ces biens est imposable dans l’Etat contrac- 
tant oü ces biens immobiliers sont situäs. Pour l’application de 
cette disposition, ne sont pas pris en consideration les immeubles 
affectäs par cette sociätä ou cette personne morale ä sa propre 
exploitätion industrielle, commerciale, agricole ou ä l’exercice 
d’une profession non commerciale. 

(3) La fortune constituee par des biens mobiliers qui font partie 
de Tactif d’un ätablissement stable qu’une entreprise d’un Etat 
contractant a dans l’autre Etat contractant, ou par des biens 
mobiliers rattachäs ä une Installation permanente dont un resident 
d’un Etat contractant dispose dans l’autre Etat contractant pour 
l’exercice d’une profession indäpendante, est imposable dans cet 
autre Etat. 

(4) La fortune constituee par des navires et des aäronefs 
exploitäs en trafic international, par des bateaux servant ä la 
navigation Intärieure ainsi que par des biens mobiliers affectäs ä 
leur exploitätion n’est imposable que dans l’Etat contractant oü le 
siäge de direction effective de T entreprise est situä. 

(5) Tous les autres äläments de la fortune d’un räsident d’un 
Etat contractant ne sont imposables que dans cet Etat. 

(6) Nonobstant les dispositions des paragraphes präcädents du 
präsent article, pour l’imposition au titre de l’impöt de solidarite sur 
la fortune d’une personne physique räsidente de France qui a la 
nationalitä allemande sans avoir la nationalite frangaise, les biens 
situäs hors de France qu’elle possäde au 1®" janvier de chacune 
des cinq annees civiles suivant celle au cours de laquelle eile 
devient un räsident de France n’entrent pas dans l’assiette de 
l’impöt affärent ä chacune de ces cinq annäes. 

Si cette personne perd la qualltä de räsident de France pour 
une duräe au moins ägale ä trois ans, puis redevient un räsident 
de France, les biens situäs hors de France qu’elle possäde au 
1®^ janvier de chacune des cinq annäes civiles suivant celle au 
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jahre gehört, die auf das Jahr folgen, in dem sie wieder in 
Frankreich ansässig geworden Ist, nicht in die Steuerbemes- 
sungsgrundlage für jedes dieser fünf Jahre elnbezogen.“ 


Artikel 5 

1. Artikel 20 Absatz 1 Buchstabe b Doppelbuchstabe aa und 
Buchstabe c des Abkommens mit Ausnahme des letzten 
Satzes werden aufgehoben und durch folgende Bestimmun- 
gen ersetzt: 

nb) aa) Bei Dividenden ist Buchstabe a nur auf die Nettoein- 
künfte anzuwenden, die den Dividenden entspre- 
chen, die von einer In Frankreich ansässigen Kapital- 
gesellschaft an eine in der Bundesrepublik ansässige 
Kapitalgesellschaft gezahlt werden, der mindestens 
1 0 vom Hundert des Gesellschaftskapitals der erst- 
genannten Gesellschaft gehören. Diese Bestimmung 
gilt auch für Beteiligungen, deren Dividenden unter 
den vorstehenden Satz fallen würden.“ 

„c) Die französische Steuer, die nach diesem Abkommen auf 
andere als die unter Buchstabe b fallenden Dividenden 
sowie auf die unter Artikel 11 und Artikel 13 Absatz 6 
fallenden Einkünfte, die aus Frankreich stammen, erho- 
ben werden, wird unter Beachtung der Vorschriften des 
deutschen Rechts über die Anrechnung ausländischer 
Steuern auf die deutsche Steuer angerechnet, die auf 
diese Einkünfte entfällt.“ 

2. Artikel 20 Absatz 2 des Abkommens wird aufgehoben und 
durch folgende Bestimmungen ersetzt: 

„(2) Bel Personen, die in Frankreich ansässig sind, wird die 
Doppelbesteuerung wie folgt vermieden: 

a) Gewinne und andere positive Einkünfte, die aus der Bun- 
desrepublik stammen und die dort nach diesem Abkom- 
men besteuert werden können, können auch in Frankreich 
besteuert werden, wenn sie einer in Frankreich ansässi- 
gen Person zufließen. Die deutsche Steuer ist für die 
Berechnung der in Frankreich steuerpflichtigen Einkünfte 
nicht abzugsfähig. Der Empfänger hat jedoch Anspruch 
auf einen Anrechnungsbetrag bei der französischen 
Steuer, in deren Bemessungsgrundlage diese Einkünfte 
enthalten sind. Dieser Steueranrechnungsbetrag ent- 
spricht 

aa) bei den unter Artikel 9 Absatz 2 fallenden Einkünften 
einem Betrag, der dem Betrag der nach diesem 
Absatz in der Bundesrepublik gezahlten Steuer ent- 
spricht. Der etwaige Mehrbetrag wird dem Steuer- 
pflichtigen nach dem im französischen Recht für die 
Steuergutschrift vorgesehenen Verfahren erstattet; 

bb) bei den unter Artikel 9 Absätze 5 und 9, Artikel 1 1 
Absatz 2 und Artikel 1 3 Absatz 6 fallenden Einkünften 
dem Betrag der nach diesen Artikeln in der Bundes- 
republik gezahlten Steuer. Er darf jedoch den Betrag 
der auf diese Einkünfte entfallenden französischen 
Steuer nicht übersteigen; 

cc) bei allen anderen Einkünften dem Betrag der diesen 
Einkünften entsprechenden französischen Steuer. 
Diese Bestimmung gilt insbesondere auch für die 
Einkünfte, die unter Artikel 3, Artikel 4 Absätze 1 und 
3, Artikel 6 Absatz 1, Artikel 12 Absatz 1, Artikel 13 
Absätze 1 und 2 und Artikel 14 fallen. 

b) Optiert eine in Frankreich ansässige Gesellschaft für die 
Besteuerung der Gewinne unter Zugrundelegung der kon- 
solidierten Konten, die insbesondere die Ergebnisse der in 
der Bundesrepublik ansässigen Tochtergesellschaften 
oder der in der Bundesrepublik gelegenen Betriebsstätten 
umfassen, so schließen die Bestimmungen des Abkom- 
mens die Anwendung der im französischen Recht im Rah- 


cours de laquelle eile redevient un resident de France n'entrent 
pas dans l’assiette de Timpöt affärent ä chacune de ces cinq 
annäes.» 


Article 5 

1 . Au paragraphe (1 ) de l'article 20 de la Convention, les disposi- 
tions des alinäas b) aa) et c), ä l’exception de la derniere 
Phrase, sont abrogees et remplacees par les dispositions 
suivantes: 

«b) aa) En ce qui concerne les dividendes, les dispositions 
de Talinea a) ne sont applicables qu’aux revenus 
nets correspondant aux dividendes verses par une 
sociätö de capitaux qui est un resident de France ä 
une sociäte de capitaux qui est un resident de la 
Republique föderale et qui dötient au moins 1 0 % du 
Capital social de la premiere societö. Sont egalement 
soumises ä cette regle les participations dont les 
dividendes tomberaient sous le coup de la phrase 
precödente.» 

«c) L’impöt frangais pergu conformöment ä la präsente 
Convention sur les dividendes autres que ceux visös ä 
Talinöa b) ci-dessus ainsi que sur les revenus visös ä 
l’article 1 1 et ä l’article 1 3, paragraphe (6), qui proviennent 
de France est impute, sous reserve des dispositions de la 
lögislation allemande concernant l’imputation de l’impöt 
etranger, sur l’impöt allemand afferent ä ces mömes 
revenus.» 

2. Le paragraphe (2) de l’article 20 de la Convention est abrogö 
et remplacö par les dispositions suivantes: 

«(2) En ce qui concerne les residents de France, la double 
imposition est övitöe de la fagon suivante: 

a) Les bönefices et autres revenus positifs qui proviennent de 
la Röpublique föderale et qui y sont imposables conformö- 
ment aux dispositions de la präsente Convention sont 
ägalement Imposables en France lorsqu’ils reviennent ä 
un räsident de France. L’impöt allemand n’est pasdäducti- 
ble pour le calcul du revenu imposable en France. Mais le 
bänäficiaire a droit ä un crädit d’impöt imputable sur l’lmpöt 
frangais dans la base duquel ces revenus sont compris. Ce 
crädit d’impöt est ägal: 


aa) pour les revenus visäs ä l’article 9, paragräphe (2), ä 
un montant ägal au montant de l'impöt payä en Räpu- 
blique fädärale, conformäment aux dispositions de ce 
paragraphe. L’excädent äventuel est remboursä au 
contribuable selon les modalitäs prävues par la lägis- 
lation frangaise en matiäre d’avoir fiscal; 

bb) pour les revenus visäs ä l’article 9, paragraphes (5) et 
(9), ä l’article 11, paragraphe (2), et ä l’article 13, 
paragraphe (6), au montant de l’impöt payä en Räpu- 
blique fädärale, conformäment aux dispositions de 
ces articles. II ne peut toutefois excäder le montant de 
l’impöt frangais correspondant ä ces revenus; 

cc) pour tous les autres revenus, au montant de l’impöt 
frangais correspondant ä ces revenus. Cette disposi- 
tion est notamment ägalement applicable aux reve- 
nus visäs aux articles 3, 4, paragraphes (1) et (3), 6, 
paragraphe (1), 12, paragraphe (1), 13, paragraphes 
(1) et (2). et 14. 

b) Lorsqu’une sociätä qui est un resident de France opte pour 
le rägime d 'imposition des bänäfices d’apres des comptes 
consolidäs englobant notamment les räsultats de filiales 
räsidentes de la Räpublique fädärale ou d’ätablissements 
Stahles situäs en Räpublique fädärale, les dispositions de 
la Convention ne font pas obstacle ä l’application des 
dispositions prävues par la lägislation frangaise, dans le 
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men djeser Regelung geltenden Vorschrifter. zur Vermei- 
dung der Doppelbesteuerung nicht aus. 

c) Das Vermögen, das nach Artikel 19 in der Bundesrepublik 
besteuert werden kann, kann auch in Frankreich besteuert 
werden. Die in der Bundesrepublik von diesem Vermögen 
erhobene Steuer verleiht den in Frankreich ansässigen 
Personen Anspruch auf eine Steueranrechnung in Höhe 
der in der Bundesrepublik erhobenen Steuer, wobei aber 
die Anrechnung den Betrag der auf dieses Vermögen 
entfallenden französischen Steuer nicht übersteigen darf. 
Angerechnet wird auf die Solidaritätsteuer vom Vermögen, 
in deren Bemessungsgrundiage das betreffende Vermö- 
gen enthalten ist.“ 

3. Artikel 20 des Abkommens wird wie folgt ergänzt: 

„(3) Verwendet eine in der Bundesrepublik Deutschland 
ansässige Gesellschaft aus Frankreich stammende Einkünfte 
zur Dividendenausschüttung, so schließt Absatz 1 die Herstel- 
lung der Ausschüttungsbeiastung für die Körperschaftsteuer 
nach den Vorschriften des Steuerrechts der Bundesrepublik 
Deutschland nicht aus.“ 


Artikel 6 

Artikel 21 des Abkommens wird durch einen Absatz 7 mit 
folgendem Wortlaut ergänzt: 

„(7) a) Die Steuerbefreiungen und -ermäßigungen auf Schen- 
kungen oder Erbschaften, die das Recht eines der Vertragsstaa- 
ten zugunsten dieses Staates, seiner Länder oder seiner Gebiets- 
körperschaften vorsieht, gelten auch für juristische Personen glei- 
cher Art des anderen Vertragsstaats. 


b) Die Anstalten des öffentlichen Rechts, die gemeinnützi- 
gen Anstalten sowie die nicht auf Gewinnerzielung gerichteten 
Organe, Vereinigungen, Institutionen und Stiftungen, die in einem 
der Vertragsstaaten gegründet oder errichtet worden und auf 
religiösem, wissenschaftlichem, künstlerischem, kulturellem, 
erzieherischem oder mildtätigem Gebiet tätig sind, genießen im 
anderen Vertragsstaat unter den im Recht dieses Staates vorge- 
sehenen Voraussetzungen die Befreiungen oder anderen Ver- 
günstigungen bei den Steuern auf Schenkungen oder Erbschaf- 
ten, die den in diesem anderen Staat gegründeten oder errichte- 
ten Rechtsträgern gleicher Art gewährt werden. 

Diese Befreiungen oder anderen Vergünstigungen gelten jedoch 
nur, wenn diese Rechtsträger im erstgenannten Staat ähnliche 
Befreiungen oder Vergünstigungen genießen.“ 


Artikel 7 

Nach Artikel 25 des Abkommens wird ein Artikel 25 a mit 
folgendem Wortlaut eingefügt: 

„Artikel 25 a 

(1) In den in Artikel 25 genannten Fällen können die zuständi- 
gen Behörden, wenn sie nicht innerhalb von 24 Monaten vom Tag 
des Eingangs des Antrags des oder der Steuerpflichtigen an 
gerechnet zu einer Verständigung kommen, vereinbaren, eine 
Schiedskommission anzurufen. 

(2) Diese Kommission wird für jeden Einzelfall auf folgende 
Weise gebildet: jeder Vertragsstaat benennt ein Mitglied; die 
beiden Mitglieder benennen in gegenseitigem Einvernehmen 
einen Angehörigen eines dritten Staates, der zum Vorsitzenden 
ernannt wird. Alle Mitglieder müssen innerhalb von drei Monaten 
von dem Tag an gerechnet, an dem die zuständigen Behörden 
sich darauf geeinigt haben, den Fall der Schiedskommission zu 
unterbreiten, benannt werden. 

(3) Werden die in Absatz 2 genannten Fristen nicht eingehalten, 
und wird keine andere Vereinbarung getroffen, so kann jeder 


cadre de ce regime, pour l’elimination des doubles imposi- 
tlons. 

c) La fortune imposabie en Röpublique fedäraie en appiica- 
tion de Tarticle 19 est ögalement imposabie en France. 
L’impöt pergu en Röpublique fedäraie sur cette fortune 
ouvre droit, au profit des residents de France, ä un credit 
d’impöt correspondant au montant de Timpöt pergu en 
Röpublique föderale, mais qui ne peut exceder le montant 
de rimpöt frangais afförent ä cette fortune. Ce crödit est 
imputable sur Timpöt de solidaritö sur la fortune dans les 
bases d’imposition duquel la fortune en cause est com- 
prise.» 


3. L’article 20 de la Convention est complötö comme suit: 

«(3) Lorsqu’une societö resident de la Röpublique fedörale 
d’Allemagne affecte des revenus provenant de France ä des 
disthbutions de dividendes, les dispositions du paragraphe (1) 
ne font pas obstacle ä la perception d’une imposition compen- 
satoire sur les montants distribuös, au titre de l’impöt sur les 
sociötes, conformöment aux dispositions de la lögislation fis- 
cale de la Röpublique föderale d’Allemagne.» 

Article 6 

L’article 21 de la Convention est completö par un paragraphe 
(7) ainsi rödigö: 

«(7) a) Les exemptions et röductions d’impöts sur les donations 
ou sur les successions prövues par la lögislation d’un des Etats 
contractants au profit de cet Etat, de ses Länder ou collectivitös 
locales (dans le cas de la Republique föderale d’Allemagne) ou de 
ses collectivitös territoriales (dans le cas de la France) sont 
applicables aux personnes morales de möme nature de l’autre 
Etat contractant. 

b) Les ötablissements publics, les ötablissements d’utilitö 
publique ainsi que les organismes, associations, institutions et 
fondations ä but dösinteressö creös ou organisös dans Tun des 
Etats contractants et exergant leur activitö dans le domaine reli- 
gieux, scientifique, artistique, culturel, öducatif ou charitaWe bönö- 
ficient dans l’autre Etat contractant, dans les conditions prevues 
par la legislation de celui-ci, des exonörations ou autres avan- 
tages accordes, en matiöre d’impöts sur les donations ou sur les 
successions, aux entitös de möme nature crööes ou organisöes 
dans cet autre Etat. 

Toutefois, ces exonörations ou autres avantages ne sont applica- 
bles que si ces entites bönöficlent d’exonörations ou avantages 
analog ues dans le premier Etat.» 


Article 7 

Apres l’article 25 de la Convention, il est creö un article 25 a 
ainsi rödigö: 

«Article 25 a 

(1 ) Dans les cas visös ä l’article 25, si les autoritös compötentes 
ne parviennent pas ä un accord amiable dans un dölai de 24 mois 
decompte ä partir du jour de röceptlon de la demande du ou des 
contribuables concernös, eiles peuvent convenir de recourir ä une 
Commission d’arbitrage. 

(2) Cette Commission est constituöe pour chaque cas particulier 
de la maniöre suivante: chaque Etat contractant dösigne un 
membre, et les deux membres dösignent, d’un commun accord, 
un ressortissant d’un Etat tiers qui est nommö Präsident. Tous les 
membres doivent etre nommes dans un dölal de 3 mois ä compter 
de la date ä laquelle les autoritös compötentes se sont entendues 
pour soumettre le cas ä la commission d’arbitrage. 

(3) Si ies delais mentionnös au paragraphe (2) ne sont pas 
respectes, et ä defaut d’un autre arrangement, chaque Etat 
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Vertragsstaat den Generalsekretär des Ständigen Schieds- 
gerichtshofs ersuchen, die erforderlichen Benennungen vorzu- 
nehmen, 

(4) Die Schiedskommission entscheidet nach den Grundsätzen 
des Völkerrechts und insbesondere nach den Bestimmungen 
dieses Abkommens. Sie setzt selbst ihr Verfahren fest. Der Steu- 
erpflichtige hat das Recht, von der Kommission gehört zu werden 
oder schriftliche Anträge einzureichen. 

(5) Die Entscheidungen der Schiedskommission werden mit 
Stimmenmehrheit der Mitglieder gefaßt und sind verbindlich. Die 
Abwesenheit oder Stimmenthaltung eines der von den Vertrags- 
staaten benannten beiden Mitglieder hindert die Kommission 
nicht, eine Entscheidung zu treffen. Bei Stimmengleichheit ist die 
Stimme des Vorsitzenden ausschlaggebend.“ 

Artikel 8 

Nach Artikel 25 a des Abkommens wird ein Artikel 25 b mit 
folgendem Wortlaut eingefügt: 

„Artikel 25 b 

(1) Werden in einem Vertragsstaat die Steuern von Dividenden, 
Zinsen, Lizenzgebühren oder sonstigen von einer im anderen 
Vertragsstaat ansässigen Person bezogenen Einkünften im 
Abzugsweg (an der Quelle) erhoben, so wird das Recht des 
erstgenannten Staates zur Vornahme des Steuerabzugs zu dem 
nach seinem innerstaatlichen Recht vorgesehenen Satz durch 
dieses Abkommen nicht berührt. Die Im Abzugsweg (an der 
Quelle) erhobene Steuer ist jedoch auf Antrag des Steuerpflichti- 
gen zu erstatten, wenn und soweit sie durch das Abkommen 
ermäßigt wird oder entfällt. Der Empfänger kann jedoch die unmit- 
telbare Anwendung des Abkommens im Zeitpunkt der Zahlung 
beantragen, wenn das innerstaatliche Recht des betreffenden 
Staates dies zuläßt. 

(2) Die Anträge auf Erstattung müssen vor dem Ende des 
vierten auf das Kalenderjahr der Zahlung der Dividenden, Zinsen, 
Lizenzgebühren oder anderen Einkünfte folgenden Jahres einge- 
reicht werden. 

(3) Die Steuerpflichtigen müssen jedem nach Absatz 1 einge- 
reichten Antrag eine Wohnsitzbestätigung von den Steuerbehör- 
den des Vertragsstaats beifügen, in dem sie ansässig sind. 

(4) Eine Einrichtung für die kollektive Anlage in Wertpapieren 
(O.P.C.V.M.), die in einem Vertragsstaat liegt, in dem sie keiner 
der in Artikel 1 Absatz 2 Nummer 1 Buchstabe c oder Absatz 2 
Nummer 2 Buchstabe b genannten Steuern unterliegt, und die 
aus Quellen im anderen Vertragsstaat stammende Dividenden 
oder Zinsen bezieht, kann die Steuerermäßigungen oder -befrei- 
ungen oder anderen im Abkommen vorgesehenen Vergünstigun- 
gen für den Teil dieser Einkünfte global beantragen, der den 
Rechten entspricht, die im erstgenannten Staat ansässige Per- 
sonen an der Einrichtung (O.P.C.V.M.) halten. 

(5) Die zuständigen Behörden können in gegenseitigem Einver- 
nehmen die Durchführung dieses Artikels regeln und gegebenen- 
falls andere Verfahren zur Durchführung der im Abkommen vor- 
gesehenen Steuerermäßigungen oder -befreiungen festlegen.“ 


Artikel 9 

Dieses Zusatzabkommen gilt auch für das Land Berlin, sofern 
nicht die Regierung der Bundesrepublik Deutschland gegenüber 
der Regierung der Französischen Republik innerhalb von drei 
Monaten nach Inkrafttreten des Zusatzabkommens eine gegentei- 
lige Erklärung abgibt. 

Artikel 10 

1 . Die Vertragsparteien notifizieren einander, daß die erforder- 
lichen innerstaatlichen Voraussetzungen für das Inkrafttreten 
des Zusatzabkommens erfüllt sind. 


contractant peut inviter le secrätaire gäneral de la cour perma- 
nente d’arbitrage ä proceder aux designations requises. 

(4) La Commission d’arbitrage decide selon les regles du droit 
international et en particulier selon les dispositions de la präsente 
Convention. Elle regle elle-mäme sa procedure. Le conthbuable a 
le droit d’ätre entendu par la commission ou de deposer des 
conclusions ächtes. 

(5) Les däcisions de la commission d’arbitrage sont prises ä la 
majorlte des voix de ses membres et ont force obligatoire. L’ab- 
sence ou l’abstention d’un des deux membres däsignäs par les 
Etats contractants n’empechent pas la commission de statuer. En 
cas de partage ägal des voix, la voix du President est präponde- 
rante.» 

Article 8 

Apres r article 25 a de la Convention, il est creä un article 25 b 
ainsi rädige: 

«Article 25 b 

(1) Lorsque dans un Etat contractant les dividendes, les intä- 
rets, les redevances ou tout autre revenu, pergus par un resident 
de l’autre Etat contractant, sont imposäs par voie de retenue ä la 
source, les dispositions de la presente Convention n’affectent pas 
le droit, pour le premier Etat, d’appliquer la retenue au taux prävu 
par sa lägislation interne. Cette retenue doit etre remboursee, ä la 
demande de l’intäresse, si et dans la mesure pü eile est reduite ou 
supprimäe par la Convention. Toutefois, le bänäficiaire peut 
demander Tapplication directe, au moment du paiement, des 
dispositions de la Convention lorsque la lägislatlon interne de 
l’Etat concernä le permet. 


(2) Les demandes de remboursement doivent ätre presentäes 
avant la fin de la quatriäme annäe civile suivant celle au cours de 
laquelle les dividendes, interets, redevances ou autres revenus 
ont ätä payes. 

(3) Les contribuables doivent joindre ä toute demande präsen- 
täe conformement aux dispositions du paragraphe (1 ) une attesta- 
tion de residence certifiee par les Services fiscaux de l’Etat 
contractant dont ils sont des räsidents. 

(4) Un organisme de placement collectif en valeurs mobiliäres 
(O.P.C.V.M.) situä dans un Etat contractant oü il n’est pas assu- 
jetti ä un impöt visä ä l’article 1®", paragraphe (2) 1. c) ou para- 
graphe (2) 2. b), qui pergoit des dividendes ou des intäräts ayant 
leur source dans l’autre Etat contractant, peut demander globale- 
ment les reductions, exonärations d’impöt ou autres avantages 
prävus par la Convention pour la fraction de ces revenus corres- 
pondant aux droits dätenus dans l’O.P.C.V.M. par des räsidents 
du Premier Etat. 

(5) Les autorites competentes peuvent, d’un commun accord, 
präciser les modalitäs d’application du präsent article et däfinir, le 
cas ächäant, d’autres procädures relatives aux räductions ou 
exonärations d’impöt prävues par la Convention.» 


Article 9 

Le präsent Avenant s’applique ägalement au Land de Berlin, 
sauf däciaration contraire falte par le Gouvernement de la Räpu- 
blique fädärale d’Allemagne au Gouvernement de la Räpublique 
frangaise dans les trois mois qui suivent son enträe en vigueur. 


Article 10 

1 . Chacune des parties contractantes notifiera ä l'autre l’accom- 
pllssement des procädures requises en ce qui la concerne 
pour la mise en vigueur du präsent Avenant. 
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2. Dieses Zusatzabkommen tritt am ersten Tag des Monats In 
Kraft, der auf den Monat folgt, In dem die letzte Notifikation 
eingegangen ist. 

3. Die Bestimmungen dieses Zusatzabkommens sind erstmals 
anzuwenden: 

a) im Fall der Im Abzugsweg (an der Quelle) erhobenen 
Steuern von Dividenden auf die Beträge, die ab 1 . Januar 
1990 gezahlt werden; 

b) im Fall der anderen Steuern vom Einkommen auf Ein- 
künfte, die während des Kalenderjahrs 1990 oder während 
des mit dem 1 . Januar 1990 beginnenden Rechnungsjahrs 
erzielt werden; 

c) im Fall der Vermögensteuem auf das Vermögen, das am 

1 . Januar 1 990 gehalten wird. 

Artikel 11 

1. Dieses Zusatzabkommen bleibt so lange In Kraft, wie das 
Abkommen anzuwenden Ist. 

2, Die zuständigen Behörden der beiden Vertragsparteien sind 
berechtigt, nach Inkrafttreten dieses Zusatzabkommens den 
Wortlaut des Abkommens in der durch das Zusatzabkommen 
geänderten Fassung zu veröffentlichen. 


Geschehen zu Bonn am 28. September 1989 In zwei Urschrif- 
ten, jede in deutscher und französischer Sprache, wobei jeder 
Wortlaut gleichermaßen verbindlich ist. 


2. Cet Avenant entrera en vigueur le premier jour du mois suivant 
le mois de räception de la derniere notification. 

3. Les dispositions de cet Avenant s’appliqueront pour la pre- 
miöre fois: 

a) en ce qui concerne les impöts pergus par voie de retenue ä 
la source sur les dividendes, aux sommes mises en paie- 
ment ä compter du 1®" janvier 1990; 

b) en ce qui concerne les autres impöts sur le revenu, aux 
revenus röalisäs pendant l’annäe civile 1990 ou Texercice 
comptable ouvert ä compter du 1*" janvier 1990; 

c) en ce qui concerne les impöts sur la fortune, ä la fortune 
possödäe au 1" janvier 1990. 

Article 11 

1 . Le präsent Avenant restera en vigueur aussi longtemps que la 
Convention sera applicable. 

2. Les autoritäs competentes des deux parties contractantes 
sont habilitäes, apres l’enträe en vigueur du präsent Avenant, 
ä publier le texte de la Convention tel que modifiä par l’Ave- 
nant. 


Falt en double exemplaire ä Bonn, le 28 septembre 1989, en 
langues allemande et frangaise, chaque Version faisant ägale- 
ment foi. 


Für die Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
Pour le Gouvernement de 
la Räpublique fädärale d’Allemagne 
Lautenschlager 
Klemm 

Für die Regierung der Französischen Republik 
Pour le Gouvernement de la Räpublique frangaise 
Boidevaix 
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Denkschrift zum Zusatzabkommen 

I. Anlaß und Zweck des Zusatzabkommens 

Zwischen der Bundesrepublik Deutschland und Frankreich 
besteht ein Abkommen zur Vermeidung der Doppelbe- 
steuerung vom 21. Juli 1959. Es wurde durch das Revi- 
sionsprotokoll vom 9. Juni 1969 geändert, um insbeson- 
dere der französischen Steuerreform Rechnung zu tragen. 
Mit dem Protokoll wurde erstmals deutschen Aktionären 
die Gutschrift französischer Körperschaftsteuer (avoir fis- 
cal) gewährt. 

Das Abkommen hat sich insgesamt bewährt, ist jedoch in 
wichtigen Teilbereichen an die veränderten Verhältnisse 
anzupassen. So ist eine Anpassung an die deutsche Kör- 
perschaftsteuer-Tarifreform durch das Steuerreformgesetz 
1990 geboten. Die Verbesserung der verkehrstechnischen 
Möglichkeiten sowie die wirtschaftliche Entwicklung Im 
deutsch-französischen Grenzraum haben zu einer immer 
größeren Zahl von Pendlern (Grenzgänger) Insbesondere 
aus Frankreich geführt. Die derzeit noch geltende Grenz- 
zone von 20 km beiderseits der Grenze Ist nicht mehr als 
zeitgemäß anzusehen. Sie ist an die geänderten Verhält- 
nisse sowie die Regelungen in den Doppelbesteuerungs- 
abkommen mit anderen an die Bundesrepublik Deutsch- 
land angrenzenden Staaten durch eine Erweiterung der 
Zone anzupassen. 

II. Zu den einzelnen Artikeln des Zusatzabkommens 

Zu Artikel 1 

Die Im Katalog der französischen Steuern aufgeführte 
„Sondersteuer vom Mehrwert von Anleihen“ ist aufgeho- 
ben. Sie wurde daher gestrichen. Inzwischen ist in Frank- 
reich eine sog. „Solidaritätsteuer vom Vermögen“ einge- 
führt worden. Diese der deutschen Vermögensteuer ver- 
gleichbare Abgabe wird in den Geltungsbereich des 
Abkommens ein bezogen. Die deutsche Vermögensteuer 
gehörte schon bisher zu den Steuern im Sinne des Abkom- 
mens. 

Zu Artikel 2 

Dieser Artikel paßt das Abkommen an die Körperschaft- 
steuer-Tarlfänderung 1990 an. Der Bundesregierung 
erschien es vertretbar, die Kapitalertragsteuer auf Aus- 
schüttungen an ausländische Muttergesellschaften im 
Rahmen von Doppelbesteuerungsabkommen auf 5 v. H. 
zu senken. Für die Jahre 1990 und 1991 Ist ein Zwischen- 
satz von 10 V. H. vorgesehen. 

Eine ausführliche Begründung zur Senkung der deutschen 
Kapitalertragsteuer enthält die Denkschrift zum Abkom- 
men mit den Vereinigten Staaten von Amerika vom 
29. August 1989 unter den Ausführungen zu Artikel 10. 

Zur Zeit kann die Bundesrepublik Deutschland bei Aus- 
schüttungen an französische Muttergesellschaften noch 
eine Kapitalertragsteuer in Höhe von 25 v. H. erheben. 
Frankreich verzichtet schon im geltenden Abkommen bei 
Dividendenzahlungen französischer Tochtergesellschaf- 
ten an ihre deutschen Muttergesellschaften auf eine Kapi- 
talertragsteuer. Bel Ausschüttungen an Streubesitzer 
bleibt es bei dem schon bisher geltenden Kapitalertrag- 
steuersatz von 15 V. H. 


Die Mindestbeteiligungsquote, ab der die Kapitalertrag- 
steuersätze für Ausschüttungen an Muttergesellschaften 
gelten, wird einheitlich auf 10 v. H. gesenkt. Dies ent- 
spricht dem jeweiligen innerstaatlichen Recht der beiden 
Vertragsstaaten. 

Der Dividendenbegriff wird der Rechtsentwicklung in bei- 
den Staaten angepaßt. Zu den Dividenden gehören in der 
Bundesrepublik Deutschland - wie schon bisher - auch 
Einkünfte eines stillen Gesellschafters aus seiner Beteili- 
gung als stiller Gesellschafter. Nunmehr ist klargestellt, 
daß auch Einkünfte aus partiarischen Darlehen oder 
Gewinnobligationen und ähnliche gewinnabhängige Ver- 
gütungen zu den Dividenden Im Sinne des Abkommens 
gehören. 

Durch Nummer 2 wird sichergestellt, daß die Einkünfte aus 
Rechten oder Anteilen mit Gewinnbeteiligung (einschließ- 
lich der Einkünfte des stillen Gesellschafters aus seiner 
Beteiligung als stiller Gesellschafter und der Einkünfte aus 
partiarischen Darlehen und Gewinnobligationen), die bei 
der Ermittlung des Gewinns des Schuldners abzugsfähig 
sind, nach dem Recht des Staates, aus dem sie stammen, 
besteuert werden können. Auf deutscher Seite wird damit 
der gegenwärtige Kapitalertragsteuersatz von 25 v. H. 
anwendbar. Die Neuregelung geht davon aus, daß derar- 
tige Einkünfte wirtschaftlich den Dividenden vergleichbar 
sind. Da sie nach gegenwärtigem deutschen Steuerrecht 
aber bei der Ermittlung des Gesellschaftsgewinns abzugs- 
fähig sind, führen sie auf der Ebene der Gesellschaft zu 
keiner Gewinnbesteuerung. Durch die Neuregelung wird 
eine angemessene Mindestbesteuerung in Höhe von 25 
V. H. der gezahlten Vergütungen gewährleistet. Die Rege- 
lung entspricht im übrigen den Bestimmungen in allen 
anderen neuen deutschen Abkommen. 

Zu Artikel 3 

Dieser Artikel regelt die Besteuerung von Einkünften aus 
nichtselbständiger Arbeit in Teilbereichen neu. 

Durch Nummer 1 wird der Wortlaut des Artikels 13 Abs. 4 
des Abkommens an das OECD-Musterabkommen 1977 
angepaßt, um Besteuerungslücken zu schließen. 

Gleichzeitig wird der Artikel 13 Abs. 5 des Abkommens 
geändert. Er enthält eine Sonderregelung für die sog. 
„Grenzgänger“. Nach der gegenwärtigen Regelung wer- 
den Arbeitnehmer, die in dem einen Staat In der Grenz- 
zone arbeiten und in dem anderen Staat In der Grenzzone 
wohnen und die täglich an Ihren Wohnort zurückkehren, 
nur im Wohnsitzstaat besteuert. Die Zone beträgt beider- 
seits der Grenze jeweils 20 km. Im Hinblick auf die Ent- 
wicklung der Verkehrsverhältnisse und die erhöhte Mobili- 
tät der Arbeitnehmer sind Verbesserungen durch die 
Erweiterung der Grenzzonen für die französischen Grenz- 
gänger vorgesehen. Die „Wohnzone“ in Frankreich wird 
auf die drei französischen Grenzdepartements Haut-Rhin, 
Bas-Rhin und Moselle, die „Arbeitszone“ in der Bundesre- 
publik Deutschland auf 30 km längs der gemeinsamen 
Grenze ausgedehnt. Dadurch erhöht sich die Zahl der 
französischen Grenzgänger im Sinne der Regelung von 
z. Z. ca. 28 000 um ca. 2 000. 
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Für die deutschen Grenzgänger (ca. 1 000 Personen) soll 
es bei den bisherigen Zonen von 20 km beiderseits der 
Grenze bleiben. Insoweit würde eine Ausdehnung wegen 
der höheren deutschen Besteuerung zu einer Verschlech- 
terung für die neu in die Grenzzone fallenden Arbeitneh- 
mer führen. 

Die deutsche Seite machte während der Verhandlungen 
zu dem Zusatzabkommen geltend, daß die Erweiterung 
der „Arbeitszone“ auf 30 km zu Verwerfungen auf dem 
deutschen Arbeitsmarkt führen könnte. Sie behielt sich 
vor, die Auswirkungen der neuen „Arbeitszone“ auf den 
deutschen Arbeitsmarkt sorgfältig zu beobachten und sich 
daraus möglicherweise ergebende Folgen bei der geplan- 
ten Gesamtrevision des Abkommens zur Sprache zü brin- 
gen. Dieser deutsche Vorbehalt ist in einem Briefwechsel 
zwischen den Leitern der beiden Verhandlungsdelegatio- 
nen besonders erwähnt. 

Ausführlich erörtert wurde auch die Frage eines Fiskalaus- 
gleichs für das dem Tätigkeitsstaat entgehende Steuerauf- 
kommen durch die ausschließliche Besteuerung im Wohn- 
sitzstaat. Beide Seiten hielten einen solchen Ausgleich 
grundsätzlich für geboten. In Anbetracht der noch nicht 
abzusehenden Entwicklung der Arbeitnehmerbesteuerung 
im EG-Raum kamen die Verhandlungsdelegationen über- 
ein, die Frage des Fiskalausgleichs zunächst bis zur 
Gesamtrevision des Abkommens zurückzustellen. Dies ist 
im erwähnten Briefwechsel ebenfalls festgehalten. 

In diesem Zusammenhang ist auch die Frage der Ausdeh- 
nung der Grenzgängerregelung auf die im öffentlichen 
Dienst Beschäftigten angesprochen worden. Die Bundes- 
regierung wird sich bemühen, eine befriedigende Lösung 
für die Betroffenen In absehbarer Zeit zu erreichen, wobei 
auch die Möglichkeit einer baldigen Abkommensänderung 
in Betracht gezogen wird. Hierzu sind insbesondere die 
Vorschläge abzuwarten, die im Rahmen der Erörterungen 
über den geplanten Bericht der Bundesregierung an den 
Deutschen Bundestag zur Neuordnung der beschränkten 
Steuerpflicht vorgelegt werden. 

Durch Nummer 2 werden dem Artikel 13 des Abkommens 
zwei weitere Absätze hinzugefügt. Nach dem neuen 
Absatz 6 können Leiharbeitnehmer mit den Ihnen gezahl- 
ten Arbeitsvergütungen sowohl im Tätigkeitsstaat als auch 
im Wohnsitzstaat besteuert werden. Die Steuer des Tätig- 
keitsstaats wird zur Vermeidung der Doppelbesteuerung 
auf die Steuer des Wohnsitzstaats angerechnet. Sofern 
diese Arbeitnehmer die Voraussetzungen für die Grenz- 
gängereigenschaft erfüllen, gilt auch für sie vorrangig die 
Grenzgängerregelung. 

Im innerstaatlichen französischen Recht haben sich in der 
Vergangenheit durch die Rechtsprechung Unsicherheiten 
ergeben, ob die Gehälter von Geschäftsführern zu den 
Einkünften aus nichtselbständiger Arbeit gehören. Der 
neue Absatz 7 des Abkommens stellt nunmehr klar, daß es 
sich bei der Tätigkeit als Geschäftsführer um „unselbstän- 
dige Arbeit“ i. S. des Artikels 13 handelt. 

Zu Artikel 4 

Durch diesen Artikel wird die Besteuerung des Vermögens 
in Artikel 19 des Abkommens neu geregelt. 

Nach den Absätzen 1 und 3 des Artikels 19 dürfen unbe- 
wegliches Vermögen im Sinne des Artikels 3 des Abkom- 
mens und das bewegliche Vermögen, das zu einer 
Betriebsstätte oder einer festen Einrichtung gehört, im 


Belegenheitsstaat besteuert werden. Dies gilt nach 
Absatz 2 auch für Aktien oder Anteile an Gesellschaften 
oder juristischen Personen, deren Betriebsvermögen im 
wesentlichen aus unbeweglichem Vermögen besteht. 

Seeschiffe und Luftfahrzeuge im internationalen Verkehr 
sowie Schiffe der Binnenschiffahrt und das diesen die- 
nende bewegliche Vermögen können nach Absatz 4 des 
Abkommens nur im Staat der Geschäftsleitung des Unter- 
nehmens besteuert werden. 

Alle anderen Vermögensteile dürfen nach Absatz 5 nur im 
Wohnsitzstaat besteuert werden. 

Absatz 6 enthält eine Übergangsregelung für in Frankreich 
ansässige deutsche Staatsangehörige hinsichtlich außer- 
halb Frankreichs gelegenen Vermögens. 

Zu Artikel 5 

Die Doppelbesteuerung wird in beiden Staaten - wie 
schon bisher “ teilweise durch Freistellung von der Steuer 
unter Progressionsvorbehalt, teilweise durch Anrechnung 
der entsprechenden ausländischen Steuer vermieden. 

Die Freistellung von Schachteldividenden bereits bei einer 
Mindestbeteiligung von 10 v. H. - entsprechend der schon 
bisher aufgrund des § 26 Abs. 7 KStG nach innerstaatli- 
chem Recht geltenden Regelung - wird nunmehr auch im 
Abkommen selbst festgeschrieben. Dabei besteht Einver- 
ständnis darüber, daß zu den begünstigten „Kapitalgesell- 
schaften“ alle eine entsprechende Beteiligung haltenden 
Körperschaften, Personenvereinigungen oder Vermö- 
gensmassen gehören. Dies gilt, entsprechend einer 
deutsch-französischen Verständigungsvereinbarung aus 
dem Jahr 1970, auch für Dividenden, die von einem 
wesentlich beteiligten Bankinstitut bezogen werden, das 
als Körperschaft des öffentlichen Rechts organisiert ist. 

Auf französischen Wunsch wurde in Artikel 20 Abs. 2 
Buchstabe b des Abkommens eine Bestimmung aufge- 
nommen, die die Regelungen der in Frankreich auf Antrag 
zulässigen konsolidierten Konzernbesteuerung unberührt 
läßt. 

Der neue Absatz 3 des Artikels 20 des Abkommens stellt 
klar, daß die in Absatz 1 enthaltenen Bestimmungen zur 
Vermeidung der Doppelbesteuerung in der Bundesrepu- 
blik Deutschland die Herstellung der Ausschüttungsbela- 
stung für die Körperschaftsteuer nach den entsprechen- 
den deutschen Vorschriften nicht ausschließt. 


Zu Artikel 6 

Artikel 21 des Abkommens wird um einen neuen Absatz 7 
ergänzt. Nach Buchstabe a werden Steuerbefreiungen 
und -ermäßigungen auf Schenkungen oder Erbschaften, 
die das Recht eines der Staaten für den Staat selbst oder 
seine Gebietskörperschaften vorsieht, auch für juristische 
Personen gleicher Art des anderen Staates gewährt. 

Nach Buchstabe b werden allen gemeinnützigen Organi- 
sationen des einen Vertragsstaats die Befreiungen und 
Vergünstigungen im anderen Staat gewährt, die den dort 
ansässigen vergleichbaren Rechtsträgern gewährt wer- 
den. 

Zu Artikel 7 

Das Abkommen wird um einen neuen Artikel 25a ergänzt. 
Der Artikel sieht bei Meinungsverschiedenheiten über die 
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Abkommensanwendung und -auslegung nach Scheitern 
des Verständigungsverfahrens ein besonderes Schieds- 
verfahren vor. Hierzu kann eine Schiedskommission ange- 
rufen werden, deren Entscheidung für beide Seiten ver- 
bindlich ist. 

Zu Artikel 8 

Der neu in das Abkommen eingefügte Artikel 25 b regelt 
das Verfahren zur Entlastung von Abzugsteuern neu. 
Absatz 4 trifft eine besondere Regelung für Kapitalanlage- 
gesellschaften. Sie sind sowohl in der Bundesrepublik 
Deutschland als auch in Frankreich „transparent“ und 
damit nicht selbst abkommensberechtigt. Nach der neuen 
Bestimmung können die im Abkommen vorgesehenen 
Entlastungen von den Gesellschaften global für den Teil 
ihrer Einkünfte beantragt werden, der den Rechten ent- 
spricht, die im Sitzstaat der Gesellschaft ansässigen Per- 
sonen gehören. 


Zu Artikel 9 

Dieser Artikel enthält die übliche Berlin-Klausel. 


Zu Artikel 1 0 

Dieser Artikel regelt die Notifikation und den Zeitpunkt 
des Inkrafttretens des Zusatzabkommens. Nach seinem 
Inkrafttreten sollen die neuen Regelungen ab 
1. Januar 1990 anzuwenden sein. 


Zu Artikel 1 1 

Dieser Artikel bestimmt, daß das Zusatzabkommen so 
lange in Kraft bleibt, wie das bestehende Abkommen anzu- 
wenden ist. Die Finanzministerien beider Staaten sind 
berechtigt, das Abkommen in der durch das Zusatzabkom- 
men geänderten Fassung zu veröffentlichen. 
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